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Vernehmlassung zur Teilrevision des Volksschulgesetz: Eltern oder Erziehungsberechtigte 

finanzieren von ihnen verursachte Deutschkurse in der Volksschule 

Stellungnahme der Solothurner Handelskammer  

Die Solothurner Handelskammer (SOHK) unterstützt die Zielsetzung der Teilrevision des 

Volksschulgesetzes. Gute Deutschkenntnisse sind eine zentrale Voraussetzung für den 

Schulerfolg, den erfolgreichen Einstieg in die Berufsbildung sowie die spätere Integration in 

den Arbeitsmarkt. Frühzeitige Sprachförderung stärkt die Chancengleichheit und leistet einen 

wichtigen Beitrag zur Sicherung des Fachkräftenachwuchses. 

Die Solothurner Handelskammer erachtet es zudem als richtig, dass Erziehungsberechtigte 

eine Mitverantwortung für die sprachliche Entwicklung ihrer Kinder tragen. Das Anliegen, sie 

bei selbst verursachten Sprachdefiziten stärker in die Verantwortung zu nehmen, ist 

nachvollziehbar. 

Die vorgeschlagene Kostenbeteiligung der Eltern überzeugt jedoch in der vorliegenden Form 

nicht. Da der Regierungsrat selbst erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken äussert, sollte 

auf eine Regelung verzichtet werden, deren Bestand vor Gericht kaum standhält. Die 

Solothurner Handelskammer fordert deshalb den Regierungsrat auf, nach Vorliegen der 

Evaluation der frühen Sprachförderung eine rechtlich tragfähige Gesetzesvorlage 

auszuarbeiten, welche die Eigenverantwortung der Eltern stärkt und die Folgekosten 

unzureichender Sprachförderung soweit rechtlich möglich verursachergerecht berücksichtigt. 

JA zu einer wirksamen Sprachförderung 

Die Solothurner Handelskammer begrüsst das Grundanliegen der Vorlage. Sprachkompetenzen sind 

der Schlüssel zu einer erfolgreichen Schulzeit und bilden die Grundlage für eine erfolgreiche berufliche 

Laufbahn. Wer dem Unterricht sprachlich folgen kann, hat bessere Chancen auf einen erfolgreichen 

Abschluss der obligatorischen Schule, einen nahtlosen Übergang in die Berufsbildung und eine 

nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt. 

Gerade vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels ist es im Interesse der Wirtschaft, dass möglichst 

alle Kinder ihre Potenziale ausschöpfen können. Investitionen in die Sprachförderung sind deshalb 

Investitionen in die Zukunft des Wirtschaftsstandorts Solothurn. 

Eltern tragen Verantwortung für die Sprachentwicklung ihrer Kinder 

Die Solothurner Handelskammer ist der Auffassung, dass die Verantwortung für die sprachliche 

Entwicklung eines Kindes in erster Linie bei den Eltern bzw. Erziehungsberechtigten liegt. Sie sollen 

ihre Kinder beim Erwerb der deutschen Sprache aktiv unterstützen und vorhandene Angebote der 

frühen Sprachförderung nutzen. 

Die Kernaufgabe der Volksschule ist die Bildung. Integrationsaufgaben, die durch frühzeitige 

Sprachförderung und die Mitwirkung der Eltern vor dem Schuleintritt angegangen werden können, 

sollen nicht auf die Schule verlagert werden. 

Vor diesem Hintergrund ist auch das Verursacherprinzip grundsätzlich nachvollziehbar. Wenn 

aufgrund unterlassener Sprachförderung im Elternhaus zusätzliche Fördermassnahmen notwendig 

werden, ist es sachlich gerechtfertigt, eine Beteiligung der Erziehungsberechtigten an den daraus 
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entstehenden Folgekosten zu prüfen. Eine solche Regelung kann gleichzeitig einen Anreiz schaffen, 

die frühe Sprachförderung ernst zu nehmen und vorhandene Angebote konsequent zu nutzen. 

Wirkung der frühen Sprachförderung zuerst evaluieren 

Mit der Revision des Sozialgesetzes wurde die frühe Sprachförderung erst vor kurzem grundlegend 

neu geregelt. Die Gemeinden sind derzeit daran, diese neuen Bestimmungen umzusetzen. 

Gleichzeitig hat der Gesetzgeber ausdrücklich vorgesehen, dass die Auswirkungen dieser Reform 

nach drei Jahren evaluiert werden. 

Die Solothurner Handelskammer ist der Auffassung, dass dieser Evaluationsbericht die Grundlage für 

allfällige weitere gesetzgeberische Anpassungen bilden soll. Bevor zusätzliche Verpflichtungen oder 

neue Instrumente geschaffen werden, ist zu prüfen, ob die bestehenden Massnahmen ihre Wirkung 

entfalten oder ob weiterhin Handlungsbedarf besteht.  

Neue Vorlage mit rechtlich tragfähiger Lösung erarbeiten 

Die Solothurner Handelskammer teilt das Anliegen, die Eigenverantwortung der Eltern zu stärken und 

sie bei selbst verursachten Sprachdefiziten stärker in die Verantwortung zu nehmen. Der 

vorgeschlagene Lösungsansatz überzeugt jedoch nicht. Der Regierungsrat hält selbst fest, dass eine 

verpflichtende Kostenbeteiligung der Eltern mit hoher Wahrscheinlichkeit gegen den 

verfassungsmässigen Grundsatz des unentgeltlichen Grundschulunterrichts verstösst und einer 

gerichtlichen Überprüfung kaum standhalten dürfte. 

Die Solothurner Handelskammer fordert den Regierungsrat deshalb auf, nach Vorliegen der 

Evaluation der frühen Sprachförderung eine überarbeitete Gesetzesvorlage zu erarbeiten. Ziel 

muss eine Lösung sein, welche die Eigenverantwortung der Eltern konsequent stärkt und gleichzeitig 

den verfassungsrechtlichen Vorgaben Rechnung trägt. Die Solothurner Handelskammer erwartet, 

dass das berechtigte Anliegen der stärkeren Eigenverantwortung der Eltern nicht aufgrund einer 

rechtlich ungenügenden Umsetzung scheitert. Der Regierungsrat ist deshalb aufgefordert, zeitnah 

eine rechtlich tragfähige Gesetzesvorlage vorzulegen. 


